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1Bei der Erörterung von Registereintragungen, insbesondere Eintragungen im Bundeszentralregister und in 
Strafregistern eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union, ist darauf zu achten, dass dem 
Angeklagten durch das Bekanntwerden der eingetragenen Tatsachen keine Nachteile entstehen, die 
vermeidbar sind oder zur Bedeutung der Straftat außer Verhältnis stehen. 2Hält der Staatsanwalt 
abweichend von der Ansicht des Vorsitzenden (§ 243 Absatz 5 Satz 5 und 6 StPO) die Feststellung von 
Eintragungen für geboten, bleibt es ihm unbenommen, hierüber eine Entscheidung des Gerichts 
herbeizuführen. 3Da es der Feststellung etwaiger Eintragungen in der Regel dann nicht bedarf, wenn eine 
Verurteilung des Angeklagten nicht zu erwarten ist, kann es angebracht sein, einen hierauf gerichteten 
Antrag bis zum Ende der Beweisaufnahme aufzuschieben.


